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Ihr Büro besteht jetzt seit 10 Jahren, können Sie uns 
über die Entwicklung Ihrer Arbeit berichten? 
 
Im Laufe der Jahre sind die Vorurteile hinsichtlich 
der Sozialberatung geschwunden und die Mitarbei-
tenden sind sich jetzt über unsere Aufgaben und 
Dienstleistungen im Klaren. Sie wagen es mit uns 
Kontakt aufzunehmen, wenn sie das Bedürfnis ver-
spüren. In den meisten Dienststellen wurden wir 
eingeladen, um das Personal zu informieren. In heik-
len Situationen der Personalführung wenden sich 
auch Vorgesetzte gerne an die Sozialberatung. Wir 
können uns über eine solchen Wandel nur freuen! 
 
 
Wie nehmen Sie die allgemeine Lage der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Staates Wallis wahr? 
 
Wir denken, dass sich die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Staates Wallis über die ausgezeichneten 
Arbeitsbedingungen freuen und von zahlreichen Vor-
teilen profitieren können: Flexible Arbeitszeiten, Te-
learbeit, Vaterschaftsurlaub, Kinderbetreuungs-
dienst bei medizinischen Notfällen, usw. Dies wurde 
von den Mitarbeitern bei der letzten Mitarbeiterbe-
fragung deutlich gemacht.  
 
 
Wenn Sie einen Wunsch ausdrücken könnten, welcher 
wäre es? 
 
Wir möchten auf der Basis des Vertrauens den Dia-
log zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
fördern, damit eine effiziente und zufriedenstellende 
Zusammenarbeit für alle möglich ist.  
 
 
 
Eine Bemerkung zum Abschluss? 
 
Ja gerne ! Abschliessend möchte ich Ihnen sa-
gen:  Haben Sie eine neue Herausforderung oder ein 
Problem, das Sie beschäftigt. Gehen Sie Ihre Lösung 
aktiv an! Wir stehen Ihnen dabei zur Seite! 
 
consultation.sociale@admin.vs.ch ou 027 606 21 15 
sozialberatung@admin.vs.ch 027 606 21 16 
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Der Umwandlungssatz im BVG 

Anlässlich der Delegier-
tenversammlung der 
VPSW vom 22. Juni 2009 
hat Herr Guy Barbey, 
Vizedirektor der VPSW, 
ein Referat über die 
schrittweise Herabset-
zung des Umwandlungs-
satzes gehalten. Da gegen 
die Herabsetzung das 
Referendum ergriffen 
wurde, werden wir im 
November 2009 darüber 
abstimmen.  
 
Gemäss Verfassung soll 
die berufliche Vorsorge 
zusammen mit der AHV 
den Versicherten die 
Fortsetzung der gewohn-
ten Lebenshaltung in 
angemessener Weise er-
lauben. Für die mittleren 
Einkommen ist dieses 
Zeil erreicht, wenn die 
gesamten Rentenleistun-
gen 60% des früheren 
Bruttoeinkommens betra-
gen. Bei einem Umwand-
lungssatz von 6,4% und 
einem Einkommen von 
Fr. 55’000 beträgt die 
Rente 60 – 63%, bei ei-
nem versicherten Ver-
dienst von Fr. 77'400 be-
trägt die Rente 57 - 60 %. 
 
Minimaler Umwand-
lungssatz 
Die Altersrente der 2. 
Säule (obligatorisches 
BVG) wird berechnet in 
Prozent des erworbenen 
Altersguthabens im Zeit-
punkt, in dem der Versi-

cherte das Rentenalter 
erreicht. Dieser Prozent-
satz, « Umwandlungs-
satz » genannt, ist im 
Bundesgesetz über die 
berufliche Altersvorsorge 
als Minimalsatz festge-
legt. Bei einem Altersgut-
haben von Fr. 100'000, 
erhält man bei einem 
Umwandlungssatz von 
6.4% eine jährliche Rente 
von Fr. 6'400.-.  
 
Das aktuell vorgesehene 
Gesetz (1. BVG-Revision) 
sieht eine schrittweise 
Reduktion des Umwand-
lungssatzes von 7,1 % 
(Männer) oder 7,2 % 
(Frauen) auf 6,8 % für 
beide Geschlechter bis 
zum Jahr 2014 vor. Diese 
Herabsetzung trägt der 
Erhöhung der Lebenser-
wartung seit der Einfüh-
rung des BVG Rechnung. 
Im Jahre 1980 betrug die 
verbleibende Lebenser-
wartung eines 65-
jährigen Mannes 15,3 
Jahre. Im Jahr 2005 er-
höhte sich diese für einen 
65-jährigen Mann auf 
18,2 Jahre. Dies bedeu-
tet, dass mit dem erwor-
benen Altersguthaben die 
Rente für zusätzliche drei 
Jahre finanziert werden 
muss. Die Dauer der Ren-
tenzahlung, welche ab-
hängig ist von der Le-
benserwartung, ist jedoch 
nicht der einzige Faktor, 
welcher für die Festle-

gung des Umwandlungs-
satzes zu berücksichtigen 
ist. Das zweite bestim-
mende Element ist der 
technische Zinssatz.  
 
Der technische Zinssatz 
Der technische Zinssatz 
dient als hypothetische 
Berechnungsgrundlage: 
Wie hoch ist die mit dem 
Kapital zu erwirtschaf-
tende Rendite für die le-
benslängliche Ausrich-
tung der Renten? Diese 
ist abhängig von der zu 
erwartenden Entwick-
lung auf den Finanz-
märkten. Wenn die Ren-
diten und damit der tech-
nische Zins höher sind als 
erwartet, kann bei glei-
chem Kapital eine höhere 
Rente bezahlt werden 
(und umgekehrt). 
Die im Rahmen der 1. 
BVG-Revision vorgesehe-
ne Herabsetzung des Um-
wandlungssatzes basierte 
auf Renditeerwartungen 
von 4,5% oder einem 
technischen Zinssatz von 
4 %. Der neu vorgeschla-
gene minimale Umwand-
lungssatz von 6,4% bis 
2011 basiert auf einem 
technischen Zinssatz von 
3,35% und entspricht 
Renditeerwartungen von 
3,85%.  
Trotz der Herabsetzung 
des minimalen Umwand-
lungssatzes von 6,8 % 
wird bei der 1.BVG-
Revision das ursprüng- 
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Wenn der Umwandlungssatz zu tief 
ist, macht die Vorsorgeinstitution bei 
jedem Versicherten, welcher ins Ren-
tenalter übertritt, einen Gewinn. An-
dererseits muss ein Ausgabenüber-
schuss aus dem Vermögensertrag oder 
mit höheren Beiträgen der aktiven 
Versicherten kompensiert werden. Da 
die Renten garantiert sind, sind die 
bisherigen Rentner nicht betroffen. 
 
Solange die VPSW mit dem Leistungs-
primat arbeitet, ist die Herabsetzung 
des Umwandlungssatzes ohne Bedeu-
tung. Per 2012 ist jedoch der Wechsel 
auf das Beitragsprimat vorgesehen. 
Gemäss den Ausführungen von Herrn 
Barbey kann bei einer Lohnentwick-
lung von 2.5% sowie einem techni-
schen Zinssatz von 4% und mehr das 
Ziel von 60% des versicherten Lohnes 
beibehalten werden. Er fügt hinzu 
«dass es der VPSW auch mit dem Bei-
tragsprimat möglich ist, die Leistun-
gen wie unter dem Leistungsprimat 
zu gewährleisten. Es ist jedoch aus-
serordentlich wichtig, dass die Para-
meter, auf welchen das neue System 
aufgebaut ist, mit grosser Vorsicht 
verfolgt werden müssen, insbesondere 
weil diese in der Zukunft und auf lan-
ge Sicht Bestand haben müssen ». 
 
Kommentar 
Wenn die Anpassung des Umwand-
lungssatzes aus rein technischer Sicht 
auch angezeigt sein mag, kann man 
über die Art und Weise und das Tem-
po der Herabsetzung geteilter Mei-

nung sein. Kurz nach der ersten 
Revision erneut eine Herabsetzung 
des Umwandlungssatzes vorzu-
schlagen, führt dazu, dass die Versi-
cherten erneut das Vertrauen ver-
lieren. Zudem fällt der Vorschlag 
der Herabsetzung zum Zeitpunkt 
einer wirtschaftlichen Krise, in wel-
cher keine Begleitmassnahmen 
möglich sind. 
Die VPSW ist momentan nicht be-
troffen, da sie mit dem System des 
Leistungsprimats arbeitet. Wenn 
die Herabsetzung des Umwand-
lungssatzes angenommen wird und 
die VPSW den Minimalsatz anwen-
det, werden beim Wechsel zum Bei-
tragsprimat alle künftigen Versi-
cherten tiefere Altersleistungen und 
andere Renten erhalten. Die Zusi-
cherung, dass die neue fusionierte 
Pensionskasse mit dem Beitragspri-
mat die gleichen Leistungen garan-
tieren kann, wie sie jetzt von der 
VPSW erbracht werden, ist theore-
tisch zwar möglich, aber unter Be-
rücksichtigung der derzeitigen Ent-
wicklung und der « guten » Erfah-
rungen der letzten zehn Jahre, sehr 
unwahrscheinlich.  

liche Ziel von 60% des Bruttoeinkom-
mens beibehalten, indem der gemäss 
BVG versicherte Verdienst ohne An-
hebung der Beiträge erhöht wird. 
Dies ist jedoch bei einer Herabset-
zung des Umwandlungssatzes auf 
6.4% nicht möglich. Damit das Ziel 
erreicht werden kann, müssten die 
Beiträge der Versicherten und der 
Arbeitgeber erhöht werden. Dies will 
jedoch der Bundesrat nicht.  
 
Alle vorgeschlagenen Herabsetzun-
gen der Leistungen (Zinssatz, Um-
wandlungssatz, usw.) beziehen sich 
nur auf die gesetzlichen Minimalan-
sätze. Jede Vorsorgekasse kann Leis-
tungen vorsehen, die über diesen Mi-
nimalsätzen liegen. 
Am direktesten und am meisten be-
troffen durch die Herabsetzung des 
Umwandlungssatzes sind die Versi-
cherungsnehmer, welche nur An-
spruch auf die minimalen Leistungen 
gemäss BVG haben (etwa 20% der 
Arbeitnehmer). Die Herabsetzung des 
Umwandlungssatzes führt automa-
tisch zu tieferen Risikoleistungen 
(Invalidität und Tod). 
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Alle vorgeschlagenen 
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tungen (Zinssatz, Um-
wandlungssatz, usw.) be-
ziehen sich nur auf die 
gesetzl. Minimalansätze 

Das Büro der Sozialberatung des Staates Wallis feiert sein zehnjähriges 
Bestehen 

 
Frau Ariane Praz, Präsidentin der 
AMFE, hat mit den Sozialberaterin-
nen Kontakt aufgenommen, um sich 
über ihre Erfahrungen auszutauschen 
und Bilanz über dieses Jahrzehnt zu 
ziehen. 

Können Sie uns kurz schildern 
was die Sozialberatung darstellt? 
 
Das Büro der Sozialberatung wurde 
auf Wunsch der Mitarbeiterinnen, 
Mitarbeiter und der Sozialpartner vor 
10 Jahren lanciert. Der Staatsrat hat 
mit der Schaffung dieser Beratung 
den Anliegen seiner Mitarbeitenden 
und der Sozialpartner Rechnung ge-
tragen. Die Sozialberatung ist ein we-
sentlicher Bestandteil der Unterneh-
menskultur des Staates Wallis. Wir 
möchten das Wohlbefinden des Perso-

nals fördern und seine Motivation und 
seine Arbeitsfähigkeit stärken 
 
Wer kann mit Ihrem Büro Kontakt 
aufnehmen und wie?  
 
Die Sozialberatung richtet sich an das 
gesamte Personal der kantonalen Ver-
waltung unabhängig von Funktion, 
Statut und Alter. Unser Büro steht 
ebenfalls den Familienangehörigen 
und dem neu-pensionierten Personal 
zur Verfügung. Die Ratsuchenden 
nehmen mit uns telefonisch Kontakt 
auf  und wir organisieren ein Treffen 

Im September 2009 feiert 
das Büro der Sozialbera-
tung sein zehnjähriges 

Jubiläum  

Solange die VPSW mit 
dem Leistungsprimat 

arbeitet, ist die Herab-
setzung des Umwand-
lungssatzes ohne Be-

deutung. 
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in unseren Räumen an der Avenue 
Ritz 31 oder an einem Ort derer 
Wahl.  Die Gespräche sind selbstver-
ständlich absolut vertraulich. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
können auch während der Arbeitszeit 
konsultieren. 
 
 
Wie arbeiten Sie? 
 
Wir können nur in einem unabhängi-
gen  und vertraulichen Rahmen wirk-
sam sein. Zunächst hören wir die 
Ratsuchenden an und erfassen die 
Interessen und die Bedürfnisse der 
Personen. In einem nächsten Schritt 
arbeiten wir  Ziele und Lösungswege 
aus.  
Wir intervenieren nicht an der Stelle 
der Person, sondern wir aktivieren 
ihre persönlichen Fähigkeiten und 
helfen ihnen bei der Umsetzung. 
 
  
Können Sie uns sagen, welches die 
Anliegen der Personen sind? 
 
Die Personen kommen zu uns, weil 
ihre Situation am Arbeitsplatz oder 
im Privatleben verworren scheint. 
Die Herausforderungen und Fragen 
die sie beschäftigen gleichen einem 
unentwirrbaren Knäuel. Die Ratsu-
chenden wollen angehört werden. In 
persönlichen Gesprächen versuchen 
wir das Frageknäuel zu entwirren. Es 
handelt sich meistens um Probleme 
am Arbeitsplatz oder um persönliche, 

familiäre, zwischenmenschliche oder 
gesundheitliche Probleme.  
All dies hat  eine direkte Auswirkung 
auf unseren psychologischen Zustand 
und  folglich auch auf unser Berufsle-
ben.  
Wir geben auch Informationen über 
Sozialversicherungen ab.  
 
 
Mit welcher Art von Problemen 
werden  Sie konfrontiert? 
 
Wir werden regelmässig kontaktiert 
bei Schwierigkeiten, die auf dem Ar-

beitsplatz auftreten.  
Die Hintergründe können komplex 
sein: Unverständnis, Meinungsver-
schiedenheit, Gefühl in seiner Karrie-
re gebremst zu sein, Konflikte, 
Wunsch nach einem Wechsel des Ar-
beitsplatzes, usw.  
Ein anderes Mal berichtet man uns 
von Konflikten zwischen zwei Mitar-
beitenden oder Spannungen mit den 
Vorgesetzten. Wir können im Berufs-
leben nicht auswählen, mit welchen 
Personen wir zusammenarbeiten wol-
len. Wir müssen uns damit abfinden 
und daraus das Beste machen.  
Konfliktsituationen müssen ent-
spannt werden. Zunächst ist es wich-
tig, die Situation zu überblicken und 
eine persönliche Distanz zu schaffen.  
Sehr oft hat die betroffene Person 
gezögert zu uns zu kommen um dar-
über zu sprechen. Ihr Problem hat so 
einen grossen Platz in ihrem Leben 
eingenommen. Sie beharrt auf ihrer 
Vorstellung der Sache. Es ist dann 
schwierig die Situation mit ein wenig 
Abstand zu betrachten, Energie ein-
zusetzen um Lösungswege auszuar-
beiten oder ganz einfach den Ge-
sichtspunkt der Anderen anzuhören.  
Wir raten den Mitarbeitenden Kon-
flikte nicht einfach unter den Teppich 
zu kehren sondern sie mit uns zu be-
sprechen. 


